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Handys an Schulen: Häufige Fragen und Antworten  

 

Autor: David Pachali 

 

Handys an der Schule sorgen oftmals für Streit: Dürfen Schulen zum Beispiel 

verbieten, dass Schüler ihre Handys auf dem Schulgelände benutzen? Wann und 

wie weit sind solche Verbote zulässig? Welche Rechte haben Schüler, Eltern und 

Lehrer? Antworten auf häufige Fragen zum Thema. 

 

1. Dürfen Schulen die Handynutzung verbieten und regulieren? 

Die überwiegende Mehrheit der Juristen ist der Ansicht, dass Schulen die Handynut-

zung zumindest unter bestimmten Bedingungen und in bestimmten Situationen verbie-

ten können. Das muss allerdings in einem vernünftigen Rahmen geschehen. Ganz 

überwiegend als unzulässig betrachtet werden dagegen Verbote, die darüber hinaus-

gehen und etwa schon das bloße Mitführen eines Handys untersagen würden. 

 

Allgemein anerkannt ist zunächst, dass Schulen nicht nach bloßem Belieben eigene 

Regeln aufstellen dürfen. Sie brauchen dafür eine gesetzliche Grundlage und müssen 

dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit folgen. Das ergibt sich aus der Rechtspre-

chung des Bundesverfassungsgerichts seit 1972, die grundrechtsfreie „besondere Ge-

waltverhältnisse“ innerhalb von Einrichtungen wie Schulen nicht mehr anerkennt. 

 

Die Schulgesetze der Bundesländer bilden eine solche Grundlage, machen aber zu-

meist nur allgemeine Vorgaben: Schulen können in einer Schulordnung festlegen, wel-

che Maßnahmen sie vorsehen, um ihre Aufgabe in der Erziehung und beim Unterricht 

zu erfüllen – damit auch Regeln, die die Handybenutzung einschränken. Hier setzt zu-

gleich der Streit zwischen allen Beteiligten an: Wie weit darf es untersagt werden, das 

Handy zu benutzen, was folgt bei Verstößen? Da ein Handyverbot auch Grundrechte 

der Schüler wie die freie Persönlichkeitsentfaltung und das Eigentumsrecht berühren 

kann, muss es verhältnismäßig sein. Auch die Eltern haben gegebenenfalls ein be-

rechtigtes und dann auch zu berücksichtigendes Interesse daran, ihre Kinder auf dem 

Handy erreichen zu können. 

 

Eine eindeutige Tendenz unter Juristen, wie weit die Handynutzung reguliert werden 

darf, lässt sich derzeit kaum ausmachen: So sieht etwa Baden-Württembergs Kultus-

ministerium auch Verbote als gerechtfertigt an, das Handy in der Pause zu benutzen. 

Es bleibe aber Sache der Schule, einzelne Regelungen zu erlassen, solange sie mit 

dem Erziehungs- und Bildungsauftrag begründet werden können. 

 

http://www.kmk.org/dokumentation/rechtsvorschriften-und-lehrplaene-der-laender/uebersicht-schulgesetze.html
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Sonderfall förmliche Prüfung: Handy mitbringen kann bereits verboten sein 

Strengere Regeln gibt es zumeist bei förmlichen Prüfungen. Für diese wird häufig fest-

gelegt wird, dass Schüler ihre Handys am Lehrerpult oder anderswo hinterlegen müs-

sen und schon ein mitgeführtes Handy als Täuschungsversuch gewertet werden kann. 

Auch hier kommt es auf den Einzelfall und darauf an, was die Schul- und Prüfungsord-

nung und die Schulgesetze der Länder im Detail sagen. Für die Schule jedenfalls kann 

bei Täuschungsversuchen ein „Anscheinsbeweis“ ausreichen. Das bedeutet: Die Schu-

le darf von einem Täuschungsversuch ausgehen, wenn das Handeln eines Schülers 

typische Merkmale dafür aufweist. Ist der Schüler anderer Meinung, muss er zeigen, 

dass sein Fall untypisch ist – er also nicht täuschte, obwohl alles den Anschein danach 

hatte. 

 

Einem Urteil des Verwaltungsgerichts Karlsruhe zufolge kann es im Prinzip bereits 

ausreichen, ein Handy nur dabeizuhaben, damit eine Prüfung mit „ungenügend“ be-

wertet werden kann. Das gilt jedenfalls dann, wenn die Prüfungsordnung eine solche 

Konsequenz für „unerlaubte Hilfsmittel“ vorsieht. Im konkreten Streit hatte eine Schüle-

rin ihr angeschaltetes Handy bei einer mündlichen Prüfung in einem Beutel im Raum 

liegen gelassen. Weil die Schule aber vor der konkreten Prüfung nicht noch einmal klar 

auf das Verbot hingewiesen hatte, sei eine spätere Bewertung mit „ungenügend“ im 

konkreten Fall unverhältnismäßig gewesen. Die Schule musste die Note wieder än-

dern. 

 

Sonderfall Bayern: Allgemeines Nutzungsverbot für Handys 

Eine landesweite Regelung gibt es in Bayern, dort wurde 2006 ein Nutzungsverbot für 

Handys an Schulen eingeführt. Schüler müssen ihre Handys demnach „im Schulge-

bäude und auf dem Schulgelände“ ausschalten, außer sie werden „zu Unterrichtszwe-

cken“ genutzt oder der Lehrer macht eine Ausnahme (Artikel 56 des Bayerischen Er-

ziehungs- und Unterrichtsgesetzes). Die anderen Bundesländer überlassen konkrete 

Regelungen den Schulen. 

 

2. Dürfen Lehrer den Schülern Handys wegnehmen? 

Die Schulgesetze der Bundesländer machen hier unterschiedliche Vorgaben: Manche 

sehen eine „zeitweise Wegnahme von Gegenständen“ ausdrücklich im Katalog der 

erlaubten „Erziehungsmaßnahmen“ vor, andere machen nur sehr allgemeine Vorgaben 

und erlauben es den Schulen, besondere Regelungen dafür aufzustellen. Hier hängt 

es dann davon ab, was die jeweilige Schulordnung vorsieht. 

 

Für Streit sorgen dabei besonders die konkreten Modalitäten: Wie lange darf die Schu-

le das Handy einbehalten, an wen ist es zurückzugeben? Gibt es keine konkrete Rege-

lung, lässt sich aus dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zumindest ableiten, dass 

http://www.gesetze-bayern.de/jportal/portal/page/bsbayprod.psml;jsessionid=CC33D408CEE15AE45A35AC2A240148F8.jp34?nid=2b&showdoccase=1&doc.id=jlr-EUGBY2000V21Art56&st=null
http://www.gesetze-bayern.de/jportal/portal/page/bsbayprod.psml;jsessionid=CC33D408CEE15AE45A35AC2A240148F8.jp34?nid=2b&showdoccase=1&doc.id=jlr-EUGBY2000V21Art56&st=null
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die Schule das Handy normalerweise dann zurückgeben muss, wenn es definitiv nicht 

mehr stört und damit der Anlass für das Einziehen entfallen ist. Längeres Einbehalten 

hätte dann den Charakter einer Strafmaßnahme, zu der eine Schule nur unter klar de-

finierten Bedingungen befugt ist. 

 

Das Land Hessen hat das in einem Erlass (PDF) so ausgelegt, dass weggenommene 

Gegenstände in der Regel am Ende des Unterrichtstages zurückgegeben werden 

müssen. Das Land Bayern wiederum hat zwar festgelegt, dass ein Handy „vorüberge-

hend einbehalten“ werden darf, aber nicht, wie lange „vorübergehend“ ist. Das liege im 

Ermessen des Lehrers. Manche Juristen sind auch der Ansicht, dass Aufbewahrungs-

fristen generell unzulässig sind und das Handy einem Schüler persönlich zurückgege-

ben werden muss – im Unterschied etwa zu gefährlichen Gegenständen wie Messern, 

die häufig nur an die Eltern zurückgegeben werden. Andere Juristen dagegen sehen 

hier keine Probleme und erst eine Wegnahme „für Monate“ oder mehr als eindeutig 

ungerechtfertigt an. Ein klares Meinungsbild ist auch hier nicht auszumachen, was 

wohl auch der unterschiedlichen Handhabung an den Schulen entspricht. Wenn ein 

Schüler das Handy nicht aushändigen will, kann die Schule etwa den Schüler vom Un-

terricht ausschließen oder eine Mitteilung an die Eltern erwägen. 

 

Sind Eltern oder Schüler mit den Regelungen an ihrer Schule unzufrieden, können sie 

sich in die Diskussion darüber einbringen: So empfiehlt der Landeselternausschuss 

Berlin, nach einer konkreten Regelung durch die Schulkonferenz zu fragen und diese 

gegebenenfalls auf der (Gesamt-)Elternversammlung zu besprechen. Auch der Lan-

desschülerrat Sachsen rät dazu (PDF), umstrittene Handyregelungen auf der Schul-

konferenz zu besprechen. Wenn Schüler mit Sachverstand und Ruhe für ihre Position 

argumentierten, stünden die Chancen gut, dass auch ihr Anliegen gehört werde. 

 

3. Dürfen Lehrer Handys durchsuchen, zum Beispiel bei einem Verdacht auf 

strafbare Inhalte? 

Gegen den Willen des Betroffenen dürfen Lehrer Handys – wie auch andere Sachen 

eines Schülers – nicht durchsuchen. Hier gelten die allgemeinen rechtsstaatlichen 

Hürden der Strafprozessordnung, nach der nur die Staatsanwaltschaft Einsicht in ge-

speicherte Daten auf dem Handy nehmen darf. Auch Polizeibeamte dürfen das nur mit 

entsprechender Anordnung oder der Einwilligung des Betroffenen. Lehrer dürfen Schü-

ler also lediglich ohne Zwang dazu auffordern, das Handy oder Inhalte darauf vorzu-

zeigen. 

 

Das Kultusministerium Baden-Württemberg hat die Rechtslage wie folgt beschrieben 

(PDF): „Da die Handys Inhalte aus dem Privatleben des Schülers haben können, ist es 

nicht zu rechtfertigen, dass die Lehrkraft selbst die Tasten des Handys drückt, um sich 

http://www.hessisches-amtsblatt.de/download/pdf_2006/alle_user/Schulgesetz_2006.pdf
http://landeselternausschuss-berlin.de/index.php?option=com_content&view=article&id=1239:wann-kann-eine-schule-ein-handyverbot-aussprechen&catid=38:schulrecht-allgemein&Itemid=98
http://landeselternausschuss-berlin.de/index.php?option=com_content&view=article&id=1239:wann-kann-eine-schule-ein-handyverbot-aussprechen&catid=38:schulrecht-allgemein&Itemid=98
http://lsr-sachsen.de/wp-content/uploads/2014/01/LSR_Infoblatt_Handyverbot.pdf
http://www.lehrer-online.de/537181.php?sid=44841701719445137241018571857660
http://www9.landtag-bw.de/WP14/Drucksachen/0000/14_0261_d.pdf
http://www9.landtag-bw.de/WP14/Drucksachen/0000/14_0261_d.pdf


Rechtsfragen im Netz:  

Themenreihe von iRights.info + klicksafe 

Dieser Text steht unter der Creative-Commons-Lizenz „Namensnennung - Keine Bearbeitung 2.0 Deutschland“ (by-nd), 
d.h. er kann bei Nennung des Autoren sowie iRights.info und klicksafe in unveränderter Fassung beliebig vervielfältigt, 
verbreitet und öffentlich wiedergegeben werden. Siehe: http://creativecommons.org/licenses/by-nd/2.0/de/deed.de  

 

 

über die Inhalte zu vergewissern. Auch die für Videos und Bilder vorgesehenen Spei-

cher können ganz persönliche Inhalte haben. Hier kann auch das Grundrecht des 

Post- und Fernmeldegeheimnisses berührt sein.“ 

 

Ein Recht für Lehrer, Handys zu kontrollieren, gibt es also nicht. Lehrer können – siehe 

Frage 2 – das Handy aber einbehalten und die Eltern verständigen, bei Verdacht auf 

Straftaten auch die Polizei, die das Handy sicherstellen oder beschlagnahmen kann. 

Ob es sinnvoll ist, die Polizei einzuschalten, hängt vom Einzelfall ab, etwa wie schwer-

wiegend ein Verhalten ist, von der Einsicht eines Schülers und so weiter. Eine Pflicht 

zur Anzeige gibt es nur bei einigen besonders schwerwiegenden Straftaten. 

 

4. Welche Rechte sind bei Bild- oder Tonaufnahmen mit dem Handy zu beach-

ten? 

Aufnahmen aus dem höchstpersönlichen Lebensbereich: Heimliche Aufnahmen, 

die gegen den Willen des Betroffenen gemacht werden, sind nicht erlaubt und unter 

bestimmten Bedingungen sogar strafbar: Das Strafgesetzbuch zählt hier Bildaufnah-

men von Menschen in „einem gegen Einblick besonders geschützten Raum“ auf. Dazu 

zählen zum Beispiel Umkleidekabinen oder Schultoiletten. Strafbar ist es auch, solche 

Aufnahme Dritten zugänglich zu machen, zum Beispiel sie per Bluetooth zu übertragen 

oder ins Internet zu stellen. 

 

Anders ist es auf dem Schulhof oder im Klassenzimmer: Sie sind keine besonders ge-

schützten Räume. Hier gilt aber trotzdem das Recht am eigenen Bild. Es besagt, 

dass man vor dem Aufnehmen von Fotos oder Videos die Betroffenen um Erlaubnis 

fragen muss, wenn sie darauf klar erkennbar sind. Das Recht am eigenen Bild regelt in 

erster Linie, ob Bilder veröffentlicht werden dürfen. Gerichte haben es aber auch schon 

dann berührt gesehen, wenn Aufnahmen nur gemacht wurden, um sie später zu veröf-

fentlichen. Wer bei Kindern (also Minderjährigen) gefragt werden muss, hängt rechtlich 

betrachtet wiederum davon ab, ob man annimmt, dass das Kind bereits zur Einsicht in 

die Folgen der eigenen Einwilligung fähig ist. Bei Klassenfotos fragen Schulen daher 

im Zweifel häufig sowohl Eltern als auch Schüler. Mehr zu den Persönlichkeitsrechten 

– und was man tun kann, wenn sie verletzt werden – findet sich in den Artikeln 

„Urheber- und Persönlichkeitsrechte in Sozialen Netzwerken“ und „Auf Motivsuche“. 

 

Auch für Tonaufnahmen mit dem Handy gibt es ähnliches zu beachten: die Vertrau-

lichkeit des Wortes. Wer das „nichtöffentlich gesprochene Wort“ mit Geräten auf-

zeichnet, kann sich im Zweifel strafbar machen. Man sollte daher um Erlaubnis fragen, 

wenn man ein Gespräch aufnehmen will. Unter das nichtöffentliche Wort können nicht 

nur solche Gespräche und Situationen fallen, die man umgangssprachlich als vertrau-

lich bezeichnen würde. Auch das Gespräch in einer Schulklasse kann man etwa dazu 

http://dejure.org/gesetze/StGB/138.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/201a.html
http://www.klicksafe.de/themen/rechtsfragen-im-netz/irights/urheber-und-persoenlichkeitsrechte-in-sozialen-netzwerken/
http://irights.info/artikel/auf-motivsuche/5344
http://dejure.org/gesetze/StGB/201.html
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zählen, denn rechtlich betrachtet spricht ein Lehrer (oder Schüler) in der Klasse zu ei-

nem abgegrenzten Adressatenkreis, der in diesem Zusammenhang noch nicht als Öf-

fentlichkeit gilt. Es ist also im Zweifel strafbar, heimlich eine Tonaufnahme einer Schul-

stunde zu machen. 

 

Stellt man Aufnahmen ins Internet, kommt das Urheberrecht ins Spiel. Das selbst ge-

machte Video oder Foto kann bei einer schöpferischen Leistung automatisch als Werk 

geschützt sein, ansonsten zumindest als „Laufbild“ oder „Lichtbild“. Dann hat man 

Rechte daran und andere dürfen es in der Regel nicht weiterverwenden, ohne zu fra-

gen. Es können aber auch Rechte anderer verletzt werden, wenn man fremdes Materi-

al verwendet. Läuft in einem Video etwa im Hintergrund Musik, wird das in vielen Fäl-

len zu einer Sperrung des Videos auf Youtube oder anderen Plattformen führen. Der 

Grund ist, dass man eine solche Vertonung nur dann öffentlich zeigen darf, wenn man 

eine entsprechende Lizenz hat. Häufige Fragen zu Musik bei Youtube behandelt ein 

eigener Artikel der Themenreihe von klicksafe.de und iRights.info. 

 

5. Gewaltdarstellungen, Pornos und andere strafbare Inhalte: Was genau ist ver-

boten? 

Die Regelungen zu strafbaren Inhalten in diesem Bereich sind vielfältig. Im Rahmen 

dieses Artikels ist es in erster Linie wichtig, dass die Verbreitung oder Weitergabe ent-

sprechender Inhalte an Minderjährige verboten ist. Das betrifft genauso die Weitergabe 

zwischen Minderjährigen. Es ist meist zwar nicht verboten, solche Inhalte zu besitzen, 

außer bei Kinderpornographie. Allerdings kann unter bestimmten Bedingungen schon 

das „Vorrätighalten“ strafbar sein. 

 

Gewaltdarstellungen: Unter die strafbaren Gewaltdarstellungen fallen laut Gesetzes-

text Inhalte, die grausame oder unmenschliche Gewalt verherrlichen, verharmlosen 

oder „in einer die Menschenwürde verletzenden Weise“ darstellen. Verboten ist es un-

ter anderem, sie Minderjährigen anzubieten oder zugänglich zu machen. „Happy Slap-

ping“-Videos etwa, bei denen ein meist ahnungsloses Opfer verprügelt, gequält oder 

sonst wie gedemütigt wird, können leicht zu diesen verbotenen Gewaltdarstellungen 

zählen. Neben der eigentlichen Tat kann auch das Aufnehmen strafbar sein, ebenso 

das Weiterreichen zum Beispiel per Bluetooth oder auf einem anderem Weg, der als 

„Zugänglichmachen“ an Minderjährige gilt. Allgemein verboten ist es, solche Inhalte 

öffentlich zugänglich zu machen, etwa indem man sie ins Netz stellt. Schwierig wird die 

Abgrenzung zum Beispiel bei Gewaltdarstellungen in Filmen: Wann genau etwa eine 

grausame Darstellung im Gesetzessinn verharmlosend oder die Menschenwürde ver-

letzend ist, hängt immer vom Einzelfall ab und lässt sich nicht pauschal sagen. 

 

http://www.klicksafe.de/themen/rechtsfragen-im-netz/irights/fragen-zu-musik-bei-youtube/
http://dejure.org/gesetze/StGB/131.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/131.html
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Pornografie: Das Strafgesetzbuch verbietet die „Verbreitung pornographischer Schrif-

ten“, wobei auch Inhalte auf Datenspeichern wie Speicherkarten oder Handys als 

„Schrift“ gelten. Das Verbot der Verbreitung umfasst dabei unter anderem, pornografi-

sche Inhalte Minderjährigen anzubieten oder zugänglich zu machen. Nach Ansicht von 

Juristen fällt darunter zum Beispiel auch, wenn man sie auf dem Handybildschirm an-

deren zeigt. Was genau inhaltlich zur „Pornografie“ im strafrechtlichen Verständnis 

zählt, lässt sich auch hier nicht allgemein sagen. Der Bundesgerichtshof hat in einer 

Entscheidung zumindest solche Darstellungen darunter verstanden, die „unter Hintan-

setzung sonstiger menschlicher Bezüge sexuelle Vorgänge in grob aufdringlicher Wei-

se in den Vordergrund rücken und ausschließlich oder überwiegend auf die Erregung 

sexueller Reize abzielen“. 

 

Volksverhetzung: Bei volksverhetzenden Inhalten ist es generell unter anderem ver-

boten, sie zugänglich zu machen oder anzubieten. Dazu zählt das Strafgesetzbuch 

besonders Inhalte, die zum Hass gegen bestimmte Gruppen aufrufen – etwa aufgrund 

ihrer religiösen oder nationalen Zugehörigkeit, ihrer „ethnischen Herkunft“ – oder ge-

gen einzelne Zugehörige dieser Gruppen. Viele weitere Informationen zum Thema 

Gewaltdarstellungen, Pornografie und Volksverhetzung bietet die Übersicht „problema-

tische Inhalte“ bei klicksafe.de. 

 

Unter Juristen ungeklärt und umstritten ist, ob beim Verschicken von Bildern oder Vi-

deos übers Handy über das Strafrecht hinaus auch weitergehende Jugendschutz-

Regeln gelten. Manche Juristen meinen, dass der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag 

auch hier gilt. Wäre das der Fall, würden auch dessen spezielle Vorschriften zur Straf-

barkeit gelten. Andere Juristen halten dagegen, dass der Jugendmedienschutz für in-

dividuelle Kommunikation übers Handy gar nicht greift. Einige Juristen gehen aber da-

von aus, dass zumindest das Jugendschutzgesetz anwendbar ist, wenn jemand ju-

gendgefährdende Inhalte Minderjährigen auf dem Handydisplay zeigt, weil das Handy 

dann zum „Trägermedium“ werde. Insgesamt ist hier aber kein klares Meinungsbild 

erkennbar und Gerichtsurteile sind nicht bekannt. 

 

6. Sind Störsender oder Handydetektoren in Schulen erlaubt? 

Bekannt wurden in den letzten Jahren einige Fälle von Schulen, die Handydetektoren 

verwendet haben, die bei heimlich mitgebrachten Handys Alarm schlagen. Die Schul-

aufsicht des Bildungsministeriums in Schleswig-Holstein hat 2013 ein Gymnasium auf-

gefordert, einen solchen Detektor nicht mehr zu verwenden, da es keine rechtliche 

Grundlage für den Einsatz gebe. 

 

Ob solche Sender gegen geltende Gesetze verstoßen, hängt von ihrer technischen 

Ausgestaltung ab. Zumindest bei Störsendern – auch als „Jammer“ bekannt, die den 

http://dejure.org/gesetze/StGB/184.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=BGH&Datum=21.06.1990&Aktenzeichen=1%20StR%20477/89
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=BGH&Datum=21.06.1990&Aktenzeichen=1%20StR%20477/89
http://dejure.org/gesetze/StGB/130.html
http://www.artikel5.de/gesetze/jmstv.html
http://www.artikel5.de/gesetze/jmstv.html
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Handyempfang aktiv unterbinden sollen – dürften die Anforderungen aus dem Tele-

kommunikationsgesetz gelten. Danach sind Frequenznutzungen nur dann erlaubt, 

wenn die Bundesnetzagentur oder andere Vorschriften es erlauben. Den Schulen dro-

hen zumindest Bußgelder, wenn sie entsprechende Sender einsetzen. 

 

Sollten die Geräte eine Ortung ermöglichen oder sonst persönliche Daten erfassen, 

wären sie auch datenschutzrechtlich problematisch. Unabhängig von diesen Fragen 

und der eingesetzten Technik bleibt fraglich, ob technische Blockaden und Detektoren 

verhältnismäßig – und pädagogisch sinnvoll – sind. 

 

Weiterführende Links: 

 Kultusministerkonferenz: Übersicht zu den Schulgesetzen der Bundesländer 

www.kmk.org/dokumentation/rechtsvorschriften-und-lehrplaene-der-laender/ 

uebersicht-schulgesetze.html 

 Lehrer-Online: Schwerpunktseite zu Handys u.a. mit vertiefenden Artikeln zur 

Rechtslage 

www.lehrer-online.de/handy.php?sid=45446453144350283140856685668990 

 „Happy Slapping“: Broschüre des Rats für Kriminalitätsverhütung im Innenministeri-

um Schleswig-Holstein (PDF) 

www.schleswig-holstein.de/IM/DE/Service/Broschueren/BroschuerenKrimi/ 

happySlapping__blob=publicationFile.pdf 

 handysektor.de: „Handy im Unterricht? Na klar!“, mit Unterrichtsmaterial (PDF) 

www.handysektor.de/fileadmin/user_upload/bilder/basisthemen/Paedagogenecke/ 

unterrichtsmaterial_handy_im_unterricht.pdf 

 klicksafe.de: Smart mobil?! – Ein Elternratgeber zu Handys, Apps und mobilen Net-

zen 

www.klicksafe.de/materialien 

 Broschüre „Im Netz der neuen Medien. Internet, Handy und Computerspiele“ des 

Programms Polizeiliche Kriminalprävention (PDF) 

www.polizei-beratung.de/fileadmin/upload/Polizei-Beratung/Germany/Medienportal/ 

PDF/Handreichungen/HR_Im_Netz_der_Neuen_Medien_2013_08.pdf 

 klicksafe.de/iRights.info: Urheber- und Persönlichkeitsrechte in Sozialen Netzwer-

ken (Text 1 der Themenreihe) 

www.klicksafe.de/irights 

 klicksafe.de/iRights.info: Häufige Fragen zu Musik bei Youtube (Text 19) 

www.klicksafe.de/irights 
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